
Betriebs-Berater | BB 39.2021 | 27.9.2021 2241

Am 16.9.2021 fand auf Einladung des Präsidenten des LG Frankfurt a.M. Dr. Wilhelm Wolf ein länderübergreifendes Qualitäts-

management der Präsidentinnen und Präsidenten der großen Landgerichte statt. Um die Gerichte in Deutschland zukunfts-

fähig zu machen und die Attraktivität des Justizstandorts Deutschland zu erhalten, haben sie in einer gemeinsamen Erklä-

rung ihre Forderungen festgehalten (PM LG Frankfurt a.M. vom 21.9.2021). Es bedürfe einer Stärkung der Kammern für Han-

delssachen, da diese in wirtschaftsrechtlichen Streitigkeiten künftig gerade für mittelständische Unternehmen das Mittel der

Wahl darstellen müssen, um in hoher Qualität und zeitnah einen Rechtsstreit ökonomisch sinnvoll zu erledigen. Neben einer

Erhöhung der Zahl der Berufsrichter auf drei Richter sei die Beteiligung von Handelsrichtern als juristischen Laien weiterhin

unverzichtbar, um die für den jeweiligen Rechtsstreit zentralen ökonomischen Hintergründe und Zusammenhänge vollstän-

dig zu erfassen. Zur Bewältigung von Massenverfahren fordern die Präsidentinnen und Präsidenten den Gesetzgeber auf, die

Aussetzung von individuellen Klagen einzelner Verbraucher bis zum Abschluss einer Muster- oder Verbandsklage oder bis zu

einer höchstrichterlichen Entscheidung in parallelen Rechtstreitigkeiten zu ermöglichen. Ferner erheben sie Anspruch auf

höhere Vergütung besonders verantwortungsvoller richterlicher Tätigkeiten nach dem Vorbild der Besoldungsregelungen in

Bayern und Baden-Württemberg.

Dr. Martina Koster,

Ressortleiterin

Wirtschaftsrecht

Entscheidungen
BGH: Schadensersatzklage eines Kabelnetz-

betreibers wegen Verstoßes gegen das kar-

tellrechtliche Diskriminierungsverbot

Für einen Verstoß gegen das Diskriminierungs-

verbot reicht es aus, dass die durch wettbe-

werbskonforme Gründe nicht gerechtfertigte er-

hebliche Ungleichbehandlung geeignet ist, sich

nachteilig auf die Wettbewerbsposition des dis-

kriminierten Unternehmens auszuwirken. Eine

tatsächlich eingetretene erhebliche wirtschaftli-

che Beeinträchtigung ist nicht erforderlich (hier:

ungleiche Behandlung von Breitbandkabelun-

ternehmen bei der Zahlung von Einspeise-

entgelten).

BGH, Urteil vom 6.7.2021 – KZR 11/18
(Amtlicher Leitsatz)

Volltext:BB-ONLINE BBL2021-2241-1

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Influencer I

a) Geht ein klagender Wettbewerbsverband ge-

gen geschäftliche Handlungen der Beklagten zu-

gunsten des eigenen Unternehmens sowie

zugunsten fremder Unternehmen vor, muss der

Kläger sowohl über eine erhebliche Zahl an Mit-

gliedern verfügen, die in einemWettbewerbsver-

hältnis im Sinne des § 8 Abs. 3 Nr. 2 UWG zu der

Beklagten stehen, als auch über solche, die in ei-

nem entsprechenden Wettbewerbsverhältnis zu

dengefördertenDrittunternehmenstehen.

b) Eine Influencerin, die Waren und Dienstleis-

tungen anbietet und über ihren Auftritt in sozia-

len Medien (hier: Instagram) bewirbt, nimmt mit

ihren in diesem Auftritt veröffentlichten Beiträ-

gen regelmäßig geschäftliche Handlungen zu-

gunsten ihres eigenen Unternehmens vor.

c) Erhält eine Influencerin für einen werblichen

Beitrag in sozialen Medien eine Gegenleistung,

stellt diese Veröffentlichung eine geschäftliche

Handlung zugunsten des beworbenen Unter-

nehmens dar.

d) Erhält eine Influencerin für einen in sozialen

Medien veröffentlichten Beitrag mit Bezug zu ei-

nem Drittunternehmen keine Gegenleistung,

stellt diese Veröffentlichung eine geschäftliche

Handlung zugunsten des Drittunternehmens

dar, wenn der Beitrag nach seinem Gesamtein-

druck übertrieben werblich ist, also einen werb-

lichen Überschuss enthält, so dass die Förderung

fremden Wettbewerbs eine größere als nur eine

notwendigerweise begleitende Rolle spielt (Fort-

führung von BGH, Urteil vom 9. Februar 2006 – I

ZR 124/03, GRUR 2006, 875 Rn. 23 = WRP 2006,

1109 – Rechtsanwalts-Ranglisten).

e) Ob ein Beitrag einer Influencerin in sozialen

Medien einen zur Annahme einer geschäftlichen

Handlung zugunsten eines fremden Unterneh-

mens erforderlichen werblichen Überschuss ent-

hält, ist aufgrund einer umfassenden Würdigung

der gesamten Umstände des Einzelfalls unter

Berücksichtigung des Zusammenwirkens der

Gestaltungsmerkmale (z. B. gepostete Produkt-

fotos, redaktioneller Kontext, Verlinkung auf In-

ternetseiten von Drittunternehmen) zu beurtei-

len. Der Umstand, dass die Influencerin Bilder

mit „Tap Tags“ versehen hat, um die Hersteller

der abgebildeten Waren zu bezeichnen, genügt

als solcher nicht, um einen werblichen Über-

schuss der Instagram-Beiträge anzunehmen. Die

Verlinkung auf eine Internetseite des Herstellers

des abgebildeten Produkts beinhaltet hingegen

regelmäßig einen werblichen Überschuss, auch

wenn auf der verlinkten Seite des Herstellers der

Erwerb von Produkten nicht unmittelbar mög-

lich ist.

f) Der nach § 5a Abs. 6 UWG erforderliche Hin-

weis auf den kommerziellen Zweck einer ge-

schäftlichen Handlung muss so deutlich erfol-

gen, dass er aus der Sicht des durchschnittlich

informierten, situationsadäquat aufmerksamen

und verständigen Verbrauchers, der zur ange-

sprochenen Gruppe gehört, auf den ersten Blick

und zweifelsfrei hervortritt. Der im Textteil eines

in sozialen Medien veröffentlichten Beitrags er-

scheinende Hinweis auf den kommerziellen

Zweck reicht regelmäßig nicht aus, um den

kommerziellen Zweck eines auf der neben dem

Text angeordneten Abbildung erscheinenden

„Tap Tags“ als Werbung zu kennzeichnen.

g) Der kommerzielle Zweck eines in sozialen Me-

dien veröffentlichten werblichen Beitrags einer

Influencerin zugunsten eines Drittunternehmens

ergibt sich nicht im Sinne des § 5a Abs. 6 UWG

unmittelbar aus dem Umstand, dass die Influen-

cerin nicht nur zu rein privaten Zwecken, sondern

auch zugunsten ihres eigenen Unternehmens

handelt. Es reicht nicht aus, dass sich für die

Adressaten aus den Umständen überhaupt eine

kommerzielle Zweckverfolgung ergibt, sondern

esmuss jedermit einem Kommunikationsakt ver-

folgte kommerzielle Zweck erkennbar sein.

h) Das Nichtkenntlichmachen des kommerziel-

len Zwecks eines die Verlinkung auf die Internet-

seite eines Drittunternehmens enthaltenden

„Tap Tags“ ist regelmäßig geeignet, den Verbrau-

cher zu einer geschäftlichen Entscheidung – das

Anklicken des Links – zu veranlassen, die er an-

dernfalls nicht getroffen hätte.

BGH, Urteil vom 9.9.2021- I ZR 90/20
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2021-2241-2

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Rückabwicklung eines Kaufvertrags –

Anrechnung von Prozesszinsen auf Darle-

henszinsen im Wege der Vorteilsausglei-

chung

Auf Darlehenszinsen, die der Verkäufer dem Käu-

fer bei der Rückabwicklung eines Kaufvertrags

nach § 280 Abs. 1 BGB zu ersetzen hat, sind ge-

zahlte Prozesszinsen anzurechnen, wenn sie den

gleichen Zeitraum betreffen.

BGH, Urteil vom 2.7.2021 – V ZR 95/20
(Amtlicher Leitsatz)

Volltext:BB-ONLINE BBL2021-2241-3

unterwww.betriebs-berater.de
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